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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Fremdrenten und Auslandsrenten 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 675 — 


Die Kleine Anfrage der FDP beantworte ich wie folgt: 

Zu Fragen 1 und 2 

Die Dringlichkeit, mit der schon wiederholt auf die Anpassung 
der Tabellen des Fremdrenten- und Aiislandsrentenrechts hin- 
gewiesen worden ist, ist geeignet, den Eindruck zu erwecken, 
daß die Fremdrentner immer noch nicht in den Genuß der 
Verbesserungen der Rentenversiciierungs-Neuregelungsgesetze 
gekommen seien. Einer soldien Auffassung muß entsdiieden 
entgegengetreten werden. Die ^Renten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge sowie derjenigen einheimischen Versicherten, deren 
Renten ebenfalls nach den genannten Tabellen festgestellt 
worden sind, sind ebenso wie alle übrigen Renten gemäß den 
Vorschriften der Rentenversicherungs - Neuregelungsgesetze 
durch die Post umgestellt worden. Sie haben, wie Probebe- 
rechnungen ergeben haben, die gleiche durchschnittlidip Er- 
höhung erfahren wie die Renten der übrigen Versicherten. In 
den Fällen, in welchen die Steigerungsbeträge der Vertriebenen 
im Verhältnis zu den Steigerungsbeträgen der einheimischen 
Versicherten günstig sind, ist die Erhöhung zum Teil sogar 
größer. Auch die Renten der Versicherten, bei welchen der 
Versicherungsfall nach Erlaß der Neuregelungsgesetze einge- 
treten ist, nehmen an den Vorteilen der Neuregelungsgesetze 
in der Weise teil, daß sie nach den alten Vorschriften be- 
rechnet und nach den Vorschriften der Neuregelungsgesetze 
umgestellt werden. Bei dem Auftrag an die Bundesregierung, 
die Tabellen des Eremdrenten- und Auslandsrentengesetzes an- 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



Drudisadie 750 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


zupassen, handelt es sich also nicht darum, die Neuregelungs- 
gesetze auf diesen Personenkreis auszudehnen, sondern ledig- 
lich darum, durch die Anhebung der Tabellen dem betroffenen 
Personenkreis in den Fällen eine weitere Verbesserung zu- 
kommen zu lassen, in welchen die Anwendung der Tabellen die 
neue Rentenformel bisher nicht hat voll zur Auswirkung kommen 
lassen. 

Wenn einzelne Versicherungsträger unter Berufung auf die 
ausstehende Verordnung die Feststellung und die Umstellung 
der Renten bisher abgelehnt haben, so ist das keinesfalls durch 
die derzeitige Rechtslage gerechtfertigt. Die Knappschaften, 
die ebenfalls eine Zeitlang gezögert haben, haben inzwischen 
den größten Teil der in Betracht kommenden Renten auf das 
neue Recht umgestellt. 

Bei der Beschlußfassung über die Ermächtigung zum Erlaß der 
Rechtsverordnung, durch die die Tabellen angepaßt werden 
sollen und die ohne eingehende Prüfung der damit zusammen- 
hängenden schwierigen Probleme in der dritten Lesung auf 
Antrag der SPD in die Neuregelungsgesetze eingefügt wurde, 
ging man offenbar von der Vorstellung aus, es werde genügen, 
wenn die Tabellen des Fremdrenten- und Auslandsrentenge- 
setzes auf die Werte der Tabellen, die die Neuregelungsgesetze 
enthalten, angehoben würden. Die Tabellen des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes und die Tabellen der Neurege- 
lungsgesetze stehen jedoch in keiner irgendwie gearteten Be- 
ziehung zueinander. Während die Tabellen der Neuregelungs- 
gesetze den Durchschnittsverdienst sämtlicher Versicherten der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten darstellen, sind die Tabellen des Fremd- 
renten- und Auslandsrentenrechts nach Versicherungszweigen 
gegliedert und innerhalb der Versicherungszweige nach Be- 
rufsgruppen aufgefächert, über sie wird den Fremdrentnern, 
die ihre Versicherungsunterlagen verloren haben, der Arbeits- 
verdienst eines vergleichbaren Versicherten im Bundesgebiet 
zugeordnet, um auf diese Weise die Rentenberechnung zu er- 
möglichen. Eine Änderung dieser Tabellen kann auf keinen 
Fall schematisch und jedenfalls nicht in Anlehnung an die 
Tabellen der Neuregelungsgesetze erfolgen. Für eine durch- 
greifende Änderung der Tabellen reicht aber — wie ich schon 
bei der Beantwortung der Großen Anfrage der SPD — Druck- 
sache 28 — betont habe - die gesetzliche Ermächtigung nicht 
aus. Dazu bedarfes vielmehr eines Gesetzes. 

Ein entsprechendes Gesetz, das in meinem Hause vorbereitet 
wird und bereits im Entwurf vorliegt, konnte sicii aber nicht 
allein auf die Änderung der Tabellen beschränken. Bei Erlaß 
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der Neuregelungsgesetze beschränkte man sich darauf, für die 
Fremdrenten eine Übergangsregelung zu treffen. Die Anpas- 
sung des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts an die Neu- 
regelungsgesetze wurde einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 
Selbst wenn nun die Ermächtigung zum Erlaß der genannten 
Rechtsverordnung für eine Anpassung der Tabellen ausgereidit 
hätte, so wäre es im Hinblick auf die grundsätzliche Neuord- 
nung des Fremdrentenrechts unzweckmäßig gewesen, die An- 
passung der Tabellen von der Neuordnung zu trennen. Die 
Versicherungsträger hätten anderenfalls die Mehrzahl der 
Fremdrenten zweimal beredinen müssen, was im Hinblick auf 
ihre sonstige Belastung eine unzumutbare Mehrarbeit bedeu- 
tet hätte. 

Die Vorarbeiten an der Neuordnung des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentenrechts konnten aber naturgemäß nicht in der kur- 
zen Zeit erledigt werden, wie sie für eine Änderung der Ta- 
bellen allenfalls ausreichend gewesen wäre. Vor allem waren 
umfangreiche Ermittlungen zur Feststellung des künftigen Fi- 
nanzaufwandes notwendig. Auf solche, an sich selbstverständ- 
liche und in den bisherigen Gesetzgebungsverfahren übliche 
Ermittlungen legt gerade der Deutsche Bundestag, wie aus 
seiner allgemeinen Entschließung vom 4. Juli 1958 anläßlich 
der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1958 zu entnehmen 
ist, besonderen Wert. Diese Ermittlungen mußten mit Hilfe 
der Träger der gesetzlichen Rentenversictierungen durchgeführt 
werden. Die Versicherungsträger waren aber wegen der gro- 
ßen Zahl unerledigter Rentenanträge erst im Spätsommer 
dieses Jahres in der Lage, diese Arbeiten zu übernehmen. 

Nachdem nunmehr diese Ermittlungen abgeschlossen werden 
konnten, wird in meinem Hause der Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Neuordnung des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes abschließend überarbeitet. Ich beabsichtige, 
den Entwurf noch vor Weihnachten den beteiligten Ressorts 
des Bundes und der Länder sowie den Spitzenverbänden der 
Sozialversicherungsträger zuzuleiten, um ihn nach der Be- 
sprechung mit diesen dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung 
vorzulegen. Nach der Beschlußfassung des Kabinetts wird er 
unverzüglich den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet 
werden. 

Zu Frage 3 

Bei den Problemen, die durch die Verordnung nach § 1256 
Abs. 3 RVO gelöst werden sollen, handelt es sich im Grund- 
satz um Probleme, die auch für den Bereich des FRG geregelt 
werden müssen. Nach Auffassung der Bundesregierung sollte 
in beiden Bereichen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen 
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verfahren werden. Das Schwergewicht liegt bei der Lösung, 
die der Gesetzgeber für den Bereich des FRG wählt. Die 
Bundesregierung wird deshalb zunächst die Entscheidung des 
Gesetzgebers abwarten und anschließend unverzüglidi die Ver- 
ordnung nach § 1256 Abs. 3 erlassen. 

Es ist jedoch festzustellen, daß es die derzeitige Reditslage 
trotz des Fehlens dieser Verordnung gestattet, auch die Renten 
solcher Personen zu berechnen, deren Versicherungsunter- 
lagen verlorengegangen sind. 


Blank 
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